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An die

Mitglieder der

SPD-Bundestagsfraktion

im   H a u s e

Berlin, 2. Oktober 2003
TZ-we

Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe (Hartz IV)

hier: aktuelle Diskussionspunkte

Liebe Genossinnen und Genossen,

das beiliegende Argumentationspapier geht auf die aktuelle Diskussion ein und be​antwortet die wichtigsten Fragen.

Mit freundlichen Grüßen

Klaus Brandner

Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe (Hartz IV – IV. Gesetz moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt, Drs. 15/1516)

Aktuelle Diskussionspunkte

Betreuung aus einer Hand – bessere Chancen für Arbeitslose

Die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe war schon For​derung in unserem Wahlprogramm. Das Nebeneinander zweier Sozial​leistungssysteme führt zu erheblichem Verwaltungsaufwand und vermin​dert oft die Chancen der Arbeitslosen auf eine Vermittlung bzw. eine gute Betreuung. Ein zentraler Punkt der Hartz-Gesetze ist daher die Betreuung der Arbeitslosen aus einer Hand. Das gilt allerdings nicht nur für Empfänger der neuen Leistung Arbeitslosengeld II (anstelle Arbeits​losenhilfe bzw. Sozialhilfe), sondern für alle Arbeitslosen. „Verschiebe​bahnhöfe“ und Doppelstrukturen sind unbedingt zu vermeiden. Dieses ist nur mit einer Trägerschaft der Bundesanstalt für Arbeit (neu: Bundes​agentur für Arbeit) zu leisten. Damit setzen wir die Empfehlungen der Hartz- Kommission um. Die große Mehrheit der Kommunen (einzige Ausnahme Landkreistag) und auch die Gewerkschaften sind für die Ar​beitsamtlösung.

Der Gesetzentwurf der Union (Existenzgrundlagengesetz vom Hessi​schen Ministerpräsidenten Koch, inzwischen von der CDU/CSU-Bun​destagsfraktion übernommen) würde zwangsläufig zu einer Spaltung der Arbeitslosen und einer Verschärfung der regionalen Ungleichgewichte führen. Die aus Sicht der Arbeitgeber schnell vermittelbaren Arbeitslosen verblieben beim Arbeitsamt, die schwächeren kämen zu den Kommu​nen. Beide müssten sowohl die Vermittlung als auch die aktive Arbeits​marktpolitik durchführen und das notwendige Instrumentarium parallel vorhalten. Die Aufspaltung in eine beitragsfinanzierte Arbeitsmarktpolitik des Bundes und eine steuerfinanzierte Arbeitsmarktpolitik der Kommu​nen widerspricht dem Ziel der Betreuung aus einer Hand. Die Kommu​nen müssten – schon aus finanziellem Eigeninteresse – weiterhin daran interessiert sein, über zwischengeschaltete Beschäftigungsangebote die Arbeitslosen wieder der BA zuzuschieben. Schlimmer noch: der ganze überregionale Ausgleich ginge verloren.  Die Kommunen mit hoher Ar​beitslosigkeit, die in der Regel auch zu den finanzschwachen gehören,  könnten sich keinesfalls in dem notwendigen Umfang engagieren. Zum Beispiel stehen in Sachsen 14.000 Sozialhilfeempfängern  247.000 Ar​beitslosenhilfeempfänger gegenüber (bundesweit derzeit 1,8 Mio. plus Familienangehörige).  Die Kommunen wären mit einem solchem Zu​wachs an zu Betreuenden völlig überfordert. Die regionalen Ungleichge​wichte würden sich verschärfen. Eine (teilweise) Kompensation durch Bundesmittel würde daran prinzipiell nichts ändern.

Vielmehr wäre zu befürchten, dass es künftig „Wirtschaftsflüchtlinge“ in​nerhalb der Bundesrepublik Deutschland geben wird und die Kommunen sich gegenseitig im sozialen Leistungsniveau unterbieten werden.

Einbindung der Kommunen gesichert

Für die Beurteilung der Gesetzentwürfe ist entscheidend, welche Aus​wirkungen die Regelungen für die Existenzsicherung und die Zukunfts​chancen der Betroffenen haben. Die Interessen der Institutionen Ar​beitsamt (neu: Agentur für Arbeit) und Kommune müssen dahinter zu​rücktreten). Die Entscheidung für eine Trägerschaft des Arbeitsamtes ist also wohl begründet. Die zweifellos noch vorhandenen Schwächen der Arbeitsverwaltung sind auf andere Weise auszugleichen. In erster Linie soll dies durch einen grundlegenden Umbau der BA zu einem modernen, kundenfreundlichen Dienstleister geschehen (Hartz III). Genau so wichtig ist die Einbindung der Kommunen und der Freien Träger. Die Arbeits​ämter sollen nicht alles selber machen. Im Gegenteil, unser Gesetzent​wurf sieht eine maximale Einbindung von Kommunen und Freien Trä​gern vor. Hierzu gibt es zwei zentrale Instrumente

a) Kontrahierungszwang, d.h. die Arbeitsämter sind verpflichtet, mit den Kommunen Verträge abzuschließen und deren Leistungen einzukaufen.

b) Zurückhaltungsgebot, d.h. wenn Dritte, im wesentlichen Kommu​nen oder freie Träger, bereits Leistungen zur Betreuung/Beratung usw. anbieten, dürfen die Arbeitsämter nicht selber tätig werden.

Auf diese Weise wird sichergestellt, dass die Kommunen, wenn sie es wollen, alle Angebote aufrecht erhalten und diese sogar noch erweitern können. Indirekt sind auch die Freien Träger eingebunden. Die BA wird keinesfalls zu einer Mammutbehörde, neues Personal bei der BA selber ist in diesem Kooperationssystem nicht notwendig. Die Kommunen sind hingegen in einer komfortablen Situation. Sie können – müssen aber nicht – ihre Leistungen gegen Kostenerstattung anbieten. 

Für die Arbeitslosen und die Arbeitgeber sichtbar wird die Zusammenar​beit in Job-Centern, es geht um eine dauerhafte Bündelung der Kompe​tenzen. Hier werden die Angebote für alle Arbeitslosen zusammen ge​führt, unabhängig davon, wer sie konkret durchführt. Das Arbeitsamt (neu: Agentur für Arbeit) trägt aber die finanzielle Verantwortung.

Manche bezweifeln, dass dieses Modell auch in der Praxis funktioniert. Natürlich lässt sich im Gesetz nicht alles regeln, die Neuorganisation der BA wird jedoch manches erleichtern und der Bund hat eine stärkere Stellung im Gesetz. Arbeitslosengeld II ist eine steuerfinanzierte Leis​tung, der Bund hat also in diesem Fall nicht nur die Rechtsaufsicht wie bei der Versicherungsleistung Arbeitslosengeld I, sondern auch die Fachaufsicht. Damit kann er der BA falls erforderlich Weisungen erteilen. Um eine größtmögliche Flexibilität zu wahren, ist allerdings daran ge​dacht, die Steuerung im Wesentlichen über Zielvereinbarungen durch​zuführen. 

Weitere Überlegungen

Soweit die bisherigen Gesetzesformulierungen diese klare Zielsetzung nicht hinreichend sicherstellen, sind wir zu Änderungsanträgen bereit. Dies gilt auch für die besondere Stellung der Freien Wohlfahrtspflege. Wir werden prüfen, ob wir sie, ähnlich wie im BSHG, im Gesetz veran​kern können. Nicht möglich ist es allerdings, Träger der Freien Wohl​fahrtspflege von vornherein ohne Ausschreibung mit bestimmten Aufga​ben zu betrauen. Bei der Durchführung der Arbeitsmarktpolitik müssen die Arbeitsämter grundsätzlich die Möglichkeiten haben, auf konkurrie​rende Angebote zurückzugreifen. Die Qualitätsstandards sollen dabei gewahrt bleiben. Hierzu bedarf es sicherlich noch einer Feinarbeit in der Gesetzesformulierung.

Nicht möglich ist allerdings eine Verpflichtung der Kommunen, sich etwa in einer gemeinsamen GmbH als Träger des Job-Centers zu beteiligen. Dagegen steht die vom Grundgesetz garantierte Selbstbestimmung der Kommunen.

Soziale Gerechtigkeit gewährleistet

Das Arbeitslosengeld II liegt im Leistungsniveau über der Sozialhilfe. Für diejenigen, die vorher Arbeitslosengeld bezogen haben, gibt es noch 2 Jahre lang einen abgestuften Zuschuss. Dieser soll die Differenz zur vorherigen Leistung teilweise ausgleichen. Alle erwerbsfähigen Leis​tungsempfänger sind außerdem voll in die Sozialversicherung einbezo​gen. Die Anrechnung von Vermögen wird auch noch leicht verbessert. Damit setzen wir die Wahlaussage (keine Absenkung auf Sozialhilfeni​veau) und die Empfehlung der Hartz- Kommission um. 

Das Stufenmodell mit voller Einbeziehung in die Sozialversicherung ent​sprach auch einer relativ breiten Mehrheit in der Kommission Arbeitslo​senhilfe/ Sozialhilfe. Nur der DGB ging mit seiner Forderung nach einem dreijährigen und höheren Stufenmodell noch darüber hinaus. Das Uni​ons-Gesetz hingegen sieht (wie auch die Arbeitgeberforderung) gar kei​nen Zuschlag vor, außerdem soll die (reduzierte) Geldleistung überhaupt nur gezahlt werden gegen Ableistung einer Arbeit. Da sich die erwerbs​fähigen Arbeitslosen jedoch ihren Arbeitsplatz nicht selber schaffen kön​nen, entsteht so ein enormer Druck auf die Löhne und auf die Kommu​nen, Arbeitsgelegenheiten bereit zu stellen. Wenn dies jedoch nicht mehr nach gezielten Kriterien und tatsächlichem Bedarf erfolgt, ist kaum er​kennbar, was die Regelung im Unions-Gesetz noch vom Arbeitsdienst unterscheidet.

Das Hartz IV-Gesetz bedeutet eine eindeutige Verbesserung für knapp 1 Mio. erwerbsfähige Sozialhilfeempfänger und ihre Familien. Das gilt auch für die Vermögensanrechnung, denn das Gesetz übernimmt die bishe​rige Regelung für Arbeitslosenhilfebezieher. Selbst Arbeitslosenhilfebe​zieher stellen sich gegenüber der geltenden Rechtslage (mit Hartz II be​schlossen, seit 1. 1. 03 in Kraft) noch ein wenig besser, weil die staatlich geförderte Altersvorsorge komplett außen vor bleibt. 

Weitere Überlegungen

Die Anrechnungsvorschriften, die bereits in Kraft sind, bleiben ansonsten erhalten. Da hiermit erhebliche Einschnitte verbunden waren, wird ge​prüft, inwieweit in bestimmten Fällen diese Regelung etwas gelockert werden kann. Dabei ist vor allem zu berücksichtigen, dass die rentenna​hen Jahrgänge nicht  so gute Möglichkeit haben, sich eine geförderte Altersvorsorge aufzubauen, die unter das Schonvermögen fällt. Eine saubere Abgrenzung, die außerdem den engen Finanzrahmen berück​sichtigt, ist allerdings nicht leicht zu finden.

Keine gesteigerten Unterhaltsverpflichtungen von Eltern und Kindern

Der Gesetzestext im Entwurf ist missverständlich, zumindest nicht ganz eindeutig. Die Verweise auf die Praxis und Rechtsprechung reichen nicht aus. Wir werden daher in Absprache mit dem BMWA einen Änderungs​antrag einbringen. Der Text soll sich an den bisherigen Formulierungen aus dem SGB III anlehnen.

Der geplante Änderungsantrag ist eine reine Klarstellung. Es ist und war nie daran gedacht, eine Unterhaltspflicht von Eltern oder Kindern einzu​führen.

Zumutbarkeit nicht verschärft

Im Gesetzentwurf Hartz IV steht, dass sittenwidrige Arbeiten oder solche mit Lohnwucher nicht zumutbar sind. Die allgemeine  Formulierung, dass „der Ausübung der Arbeit ein sonstiger wichtiger Grund“ nicht entgegen ste​hen darf (§ 10 Abs. 1 Nr. 5) umfasst gerade auch solche Fälle. Die Rechtsprechung ist deutlich, wir werden dennoch prüfen, ob eine Klar​stellung sinnvoll ist.

Ein Arbeitsangebot an Arbeitslosen​hilfebezieher ist nach der derzeitigen Rechtslage zumutbar, wenn das Nettoentgelt mindestens der Höhe der Lohnersatzleistung entspricht. Der Grundsatz wird beibehalten, ist aller​dings systembedingt auf die neue Leistung nicht wörtlich übertragbar, wenn nicht nur der/die Arbeitslose alleine, sondern wie in der Sozialhilfe die gesamte Haushaltsgemeinschaft betrachtet wird. Bei denjenigen Be​zie​hern von Arbeitslosengeld II, die vorher gar nicht in Erwerbstätigkeit standen, fehlt ohnehin jeder Vergleichsmaßstab zu früher.

Systembedingt ist die Verpflichtung, auch Arbeitsan​gebote anzunehmen, die nur teilweise aus dem Leistungsbezug he​rausführen. Das heißt aber nicht, dass es sich unbedingt um schlechter bezahlte Arbeitsstellen han​delt, sondern es ist eine Folge der Betrach​tung der Bedarfsgemein​schaft. Das, was für einen Single ausreicht, um Hilfebedürftigkeit zu vermeiden, reicht vielleicht für die Familie noch nicht. Und die Kosten für Unterkunft und Heizung sind auch nicht überall gleich. 

Selbstverständlich müssen Arbeitslose  z.B. auch Teilzeitstellen anneh​men und dazu beitragen, die Bedürftigkeitsleistung zu vermindern.  Die Annahme eines Minijobs z.B. sagt noch gar nichts über die Lohnhöhe aus. Von der Arbeit her handelt es sich vielfach um normale Jobs, nur der Umfang der Arbeit reicht nicht aus. Dazu kommen noch ergänzende gesetzliche  Regelungen die gewährleisten, dass sich Arbeit lohnt. Für Arbeitslose, die mit der neuen Arbeit noch nicht aus dem Leistungs​bezug ganz herausfallen, gibt es außerdem ein Einstiegsgeld, das heißt eine zusätzliche Leistung, die sichert, dass sich Arbeit lohnt. Dazu kommt eine Freibetragsregelung bei Er​werbstätigkeit (auch Teilzeit), die nach der Personenzahl in der Bedarfs​gemeinschaft gestaffelt ist. Mit An​nahme der Arbeit erhält der/die Arbeitslose somit in jedem Fall mehr Geld als ohne Arbeit. Damit ist die Regelung im Ergebnis sogar günstiger als bis​her in der Arbeitslosenhilfe. 

Das bisher schon in der Sozialhilfe durchaus bewährte Modell wird also erweitert und verfeinert. Zu berücksichtigen ist auch, dass selbst Be​schäftigte Arbeitslosengeld II als ergänzende Leistung erhalten können, wenn der Lohn nicht reicht. Es handelt sich schließlich um eine Grundsi​cherung wie bei der Sozialhilfe. Der Begriff „Arbeitslosengeld“ ist insofern irreführend. 


Fazit:

Die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe ist ein Kernstück der Agenda 2010 und zum Umbau des Sozialstaates. Sie gehörte bereits zu den Forderungen im Wahlprogramm und ist im Grunde unumstritten. Gerade bei so einem Großprojekt gibt es natürlich noch viele Diskussio​nen im Detail, einige Fragen sind bereits geklärt, andere werden geprüft. Dazu wird auch die Expertenanhörung im Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit am 8. Oktober 2003 eine gute Gelegenheit bieten. Wir werden dann in Zusammenarbeit mit dem Ministerium und den Grünen ganz kurzfristig das weitere Verfahren besprechen. Wir dürfen allerdings das große Ziel einer erheblichen Effizienzsteigerung nicht aus den Augen verlieren. Außerdem gilt es sicherzustellen, dass die Kommunen finan​ziell entlastet werden (geplant sind 2,5 Mrd. €/Jahr).
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